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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
zu den unter Punkt 8 der Tagesordnung genannten 
Bezugsrechtsausschlüssen gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 
i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Das bestehende Genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 
3 der Satzung wurde seit der letzten Hauptversamm-
lung teilweise ausgenutzt. Um der Gesellschaft eine 
maximale Flexibilität bei der Nutzung des genehmi-
gten Kapitals einzuräumen, schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat die Schaffung eines neuen genehmigten 
Kapitals für den gesetzlich maximalen Zeitraum von 
fünf Jahren vor.

Das neue genehmigte Kapital soll im Interesse der 
Aktionäre die Handlungsmöglichkeiten erweitern und 
der Gesellschaft die Möglichkeit geben, kurzfristig auf 
auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu 
können. 

Der hierzu vom Vorstand erstattete Bericht wird 
vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung an den Aktionären im Internet unter  
http://germany.eqs.com/de/Investor_Relations/
Hauptversammlung zugänglich gemacht. Der Bericht 
wird wie folgt bekannt gemacht: 

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben 
die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Die bean-
tragte Ermächtigung beinhaltet jedoch die Möglich-
keit, das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden 
Fällen auszuschließen: 

1. 	 Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

	 Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die 
infolge des Bezugsverhältnisses entstehen, zur 
Erleichterung der Abwicklung vom Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen. Damit soll es ermög-
licht werden, im Hinblick auf den Betrag der jewei-
ligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugs-
verhältnis darzustellen. Ohne den Ausschluss 
des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags 
würden die technische Durchführung der Kapita-
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lerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts 
erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
neuen Aktien werden entweder durch Verkauf 
über die Börse oder in sonstiger Weise bestmög-
lich für die Gesellschaft verwertet.

2. 	 Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlage

	 Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sachein-
lagen zu den genannten Zwecken soll der Gesell-
schaft die Möglichkeit geben, eigene Aktien 
zur Verfügung zu haben, um diese beim Erwerb 
von Unternehmen, von Unternehmensteilen 
oder einer Beteiligung an einem Unternehmen 
oder sonstigen wesentlichen Betriebsmitteln 
oder Vermögensgegenständen als Gegenlei-
stung anbieten zu können. Die Ermächtigung zur 
Ausgabe von Stamm- und/oder Vorzugsaktien im 
Rahmen einer Kapitalerhöhung soll der Gesell-
schaft einen größeren Spielraum bei der Finanzie-
rung eines Erwerbs von Unternehmen, von Unter-
nehmensteilen oder einer Beteiligung an einem 
Unternehmen oder sonstigen wesentlichen 
Betriebsmitteln oder Vermögensgegenständen 
ermöglichen. Diese Form der Akquisitionsfinan-
zierung wird im internationalen Wettbewerb und 
mit fortschreitender Globalisierung der Wirt-
schaft häufig gefordert und verwendet, zumal 
in Zeiten erschwerter Fremdkapitalbeschaffung. 
Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesell-
schaft den erforderlichen Handlungsspielraum 
eröffnen, um sich bietende Gelegenheiten zum 
Erwerb von Unternehmen, von Unternehmens-
teilen oder einer Beteiligung an einem Unter-
nehmen oder sonstigen wesentlichen Betriebs-
mitteln oder Vermögensgegenständen flexibel 
und rasch ausnutzen zu können. Eine Kapitalerhö-
hung durch Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung wird bei sich abzeichnenden Erwerbsmög-
lichkeiten in der Regel kurzfristig nicht möglich 
sein. Dem trägt die vorgeschlagene Schaffung 
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des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des 
Bezugsrechts bei Sacheinlagen zum Erwerb von 
Unternehmen, von Unternehmensteilen oder 
einer Beteiligung an einem Unternehmen oder 
sonstigen wesentlichen Betriebsmitteln oder 
Vermögensgegenständen Rechnung. Bei der 
Ausgabe von Stamm- und/oder Vorzugsaktien 
ohne Bezugsrechtsausschluss kommt es bei 
Ausübung des Bezugsrechts nicht zu einer Verrin-
gerung der relativen Beteiligungsquote und des 
relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen 
Aktionäre. Bei einem Bezugsrechtsausschluss 
kommt es dagegen zwar zu einer Verringerung 
der relativen Beteiligungsquote und des rela-
tiven Stimmrechtsanteils der vorhandenen Akti-
onäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre 
aber der Erwerb von Unternehmen, von Unter-
nehmensteilen oder einer Beteiligung an einem 
Unternehmen oder sonstigen wesentlichen 
Betriebsmitteln oder Vermögensgegenständen 
gegen Gewährung von Aktien nicht möglich und 
die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre 
verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Ob 
von dieser Ermächtigung unter Bezugsrechts-
ausschluss Gebrauch gemacht werden soll, wird 
jeweils im Einzelfall geprüft werden. Konkrete 
Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht werden soll, bestehen derzeit 
nicht. Der Vorstand wird das Genehmigte Kapital 
2017, wenn sich eine Erwerbsmöglichkeit konkre-
tisiert, nur ausnutzen, und der Aufsichtsrat nur 
dann seine Zustimmung erteilen, wenn ein derar-
tiger Erwerb im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt.
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3. 	 Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhö-
hungen gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

	 Nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist ein Ausschluss des 
Bezugsrechts insbesondere dann zulässig, wenn 
die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10% des 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabe-
betrag den Börsenpreis nicht wesentlich unter-
schreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts versetzt die Verwaltung in die Lage, 
sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung 
bietende Möglichkeiten schnell und flexibel sowie 
kostengünstig zu nutzen. Der Verwaltung wird es 
so ermöglicht, kurzfristig und nahe am Börsen-
preis neue Eigenmittel zu beschaffen und damit 
die Eigenkapitalbasis zu stärken. Ferner kann auch 
ein durch die kurzfristige Ausnutzung von Markt-
chancen entstehender Kapitalbedarf rasch und 
flexibel gedeckt werden. Sie liegt somit im wohl-
verstandenen Interesse der Gesellschaft und der 
Aktionäre. Derartige Barkapitalerhöhungen sind 
zudem auf 10% des Grundkapitals gedeckelt, was 
dem Bedürfnis der Aktionäre nach einem Schutz 
vor zu starker Verwässerung ihrer Beteiligungen 
Rechnung trägt. Auf diese 10%-Grenze nach § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG sind Aktien anzurechnen, 
die in direkter oder entsprechender Anwendung 
dieser Vorschrift aufgrund von anderen Ermäch-
tigungen während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung ausgegeben oder veräußert wurden. Ferner 
sind auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen, 
die aufgrund von zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
entsprechend dieser Vorschrift ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. mit Wandlungspflichten 
ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind. 
Zudem wird ein etwaiger Abschlag vom aktu-
ellen Börsenpreis voraussichtlich nicht über 3%, 
maximal aber bei 5% des Börsenpreises liegen. 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt somit nahe 
am Börsenkurs, so dass jeder Aktionär, der an der 
Erhaltung seiner Beteiligungsquote interessiert 
ist, die Möglichkeit hat, Aktien am Markt zu fast 
den gleichen Konditionen zu erwerben, wie sie die 
Emission vorsieht.
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4. 	 Bezugsrechtsausschluss zur Erfüllung einer 
Greenshoe-Option

	 Ein Ausschluss des Bezugsrechts ist schließ-
lich auch zulässig zur Erfüllung einer bei einem 
weiteren Börsengang der Gesellschaft mit Emis-
sionsbanken vereinbarten Greenshoe-Option. 
Ein weiterer Börsengang ermöglicht der Gesell-
schaft, verbesserten Zugang zum Kapitalmarkt 
zu erhalten und damit den Kapitalbedarf einfach 
und flexibel zu decken. Dies ist insbesondere 
angesichts einer künftigen möglichen weiteren 
Expansion der Gesellschaft von Bedeutung. Der 
Greenshoe ist bei Börsengängen üblich. Dies 
trifft nicht nur auf erstmalige Börsengänge zu, 
sondern auch auf weitere Börsengänge. Daher 
soll auch hierfür Vorsorge getroffen werden, auch 
wenn ein konkretes Vorhaben für einen weiteren 
Börsengang unter Nutzung einer Mehrzuteilungs-
option derzeit nicht besteht. Ein Greenshoe ist 
eine sogenannte Mehrzuteilungsoption. Diese 
dient im Fall der Börseneinführung von (weiteren) 
Aktien in erster Linie zur präzisen Bestimmung 
der Platzierungsmenge und zur Stabilisierung des 
Aktienkurses. Die Funktionsweise ist wie folgt: 
Die Emissionsbanken veräußern am Zuteilungstag 
nicht nur das geplante Platzierungsvolumen 
(100%), sondern darüber hinaus eine gewisse 
Anzahl anderweitig zur Verfügung gestellter, 
zusätzlicher Aktien (bis zu 15% des eigentlich 
geplanten Platzierungsvolumens). Diese zusätz-
lichen Aktien können zur Kursstabilisierung einge-
setzt werden. Die Emissionsbanken können Aktien 
im Markt zurückkaufen, soweit allgemein übliche 
Rückflüsse im Rahmen der Emission veräußerter 
Aktien in den Markt zu einem Kursrückgang unter-
halb des Platzierungspreises führen. Dadurch 
kann ein durch die Rückflüsse verursachter Kurs-
rückgang abgefedert werden. Soweit ein solcher 
Rückerwerb im Markt nicht erfolgt, greift das 
zweite Element der Mehrzuteilungsoption, die 
Eindeckung der mehr zugeteilten und veräu-
ßerten Aktien, z. B. durch Aktien anderer Aktio-
näre oder eben durch eine Kapitalerhöhung der 
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Gesellschaft. Damit ermöglicht eine Mehrzutei-
lungsoption ein besseres Ausschöpfen des Markt-
potenzials bei der Preisfindung. Da den Anlegern 
somit eine gewisse Sicherheit bei der Preisent-
wicklung gegeben werden kann, sind diese bereit, 
einen etwas höheren Preis zu zahlen. Die Mehr-
zuteilungsoption führt daher neben und wegen 
der Stabilisierung zu einer Steigerung des bei der 
Emission zu erzielenden Erlöses und liegt folglich 
im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre.

5. 	 Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandel-
schuldverschreibungen 

	 Darüber hinaus soll das Bezugsrecht mit Zustim-
mung des Aufsichtsrates ausgeschlossen werden 
können, soweit es erforderlich ist, um auch den 
Inhabern von bestehenden und künftig zu bege-
benden Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
geben zu können, wenn dies die Bedingungen der 
jeweiligen Schuldverschreibung vorsehen. Solche 
Schuldverschreibungen sind zur erleichterten 
Platzierung am Kapitalmarkt in der Regel mit 
einem Verwässerungsschutzmechanismus ausge-
stattet, der vorsieht, dass den Inhabern bei nach-
folgenden Aktienemissionen mit Bezugsrecht der 
Aktionäre anstelle einer Ermäßigung des Options- 
bzw. Wandlungspreises ein Bezugsrecht auf neue 
Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den 
Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, 
als ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht 
bereits ausgeübt hätten bzw. eine Wandlungs-
pflicht erfüllt wäre. Dies hat den Vorteil, dass die 
Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässe-
rungsschutz durch Reduktion des Options- bzw. 
Wandlungspreises – einen höheren Ausgabekurs 
für die bei der Wandlung oder Optionsausübung 
auszugebenden Aktien erzielen kann.
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6. 	 Bezugsrechtsausschluss zur Durchführung einer 
Aktiendividende (scrip dividend) 

	 Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichts-
rates auch ermächtigt sein, das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um 
eine sogenannte Aktiendividende (scrip divi-
dend) zu optimalen Bedingungen durchführen zu 
können. Bei der Aktiendividende wird den Aktio-
nären angeboten, ihren mit dem Gewinnverwen-
dungsbeschluss der Hauptversammlung entstan-
denen Anspruch auf Auszahlung der Dividende 
als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um 
neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. 

	 Die Durchführung einer Aktiendividende kann als 
echte Bezugsrechtsemission insbesondere unter 
Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 
AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und 
§ 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebe-
trags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugs-
frist) erfolgen. Dabei werden den Aktionären 
nur jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; 
hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, 
der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht 
erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die Aktio-
näre auf den Bezug der Bardividende verwiesen 
und können insoweit keine Aktien zeichnen; ein 
Angebot von Teilrechten ist ebenso wenig vorge-
sehen wie die Einrichtung eines Handels von 
Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die 
Aktionäre anstelle des Bezugs neuer Aktien inso-
weit eine Bardividende erhalten, erscheint dies als 
gerechtfertigt und angemessen. 

	 Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation 
vorzugswürdig sein, die Gewährung einer Aktien-
dividende anzubieten und vorzubereiten, ohne 
insoweit an die Beschränkungen des § 186 Abs. 1 
AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und 
§ 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebe-
trags spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugs-
frist) gebunden zu sein. Der Vorstand soll deshalb 
auch ermächtigt sein, zwar allen Aktionären, die 
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dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des 
allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 
53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage 
ihres Dividendenanspruchs anzubieten, jedoch 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates formal das 
Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszu-
schließen. Die Durchführung der Aktiendividende 
unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts 
ermöglicht die Durchführung der Kapitalerhö-
hung zu flexibleren Bedingungen. Angesichts 
des Umstandes, dass allen Aktionären die neuen 
Aktien angeboten werden und überschießende 
Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardi-
vidende abgegolten werden, erscheint auch inso-
weit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfer-
tigt und angemessen. 

Bei Abwägung aller Umstände ist die jeweilige 
Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den 
beschriebenen Grenzen erforderlich und im Interesse 
der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre geboten. 
Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen. 
Die Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit 
so festgelegt werden, dass unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Verhältnisse die Interessen der Aktio-
näre und die Belange der Gesellschaft angemessen 
gewahrt werden. Der Vorstand wird der Hauptver-
sammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung 
berichten.


